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In Beantwortung der von den Abgeordneten zum Nationalrat 

Dr. FEURSTEIN und Genossen in der Sitzung des Nationalrates 

vom 30" 110 1976 an mich gerichteten Anfrage Nr. 816/J betref­

fend die Einrichtung sogenannter "Außensenate" der Zivil­

dienstkormnission beehre ich mich mitzuteilen: 

A) Zu den .. Punkten 1 .) und 20) der Anfrage: 

a) Zu den vorerwähnten Punkten ~~rde die Stellungnahme des 

Vors i tzenden der ZivildienstkoTI1'ilission, Hofrat des Ober­

sten Gerichtshofes Dr" Heribert DIENST, eingeholt. Die­

ser hat mit Schreiben vom 7012.1976 folgendes mitgeteilt: 

VoEs ist richtig, daß bisher - mit einer Ausnahme (13.5. 
1976) - in Bregenz keine 'Yerhal1dlungen für die im Bundes­

land Yorarlbergwohnhaften Antragsteller stattgefunden 

habeno Das hing mit der Erwartung zusammen~ daß die Zahl 

der Befreiungsanträge von in· Vorarlberg ansässigem Vlehr­

pflichtigen nicht besonders hoch sein werde, sodaß mit 

Rücksicht auf die Notwendigkeit der zumindest weitgehend­

sten Einhaltung der dreimonatigen Erledigungsfrist von 

der Ansetzung von Verhandlungs tagen in Bregenz Abstand 

genommen wurde, weil zu befürchten war, daß eine solche 

Vorgangsweise unökonomisch sein werde. Zmnindest ein Teil 

der Senatsmitglieder muß nämlich von Wien oder einem a..."lde­

ren,Bu.."ldesland nach Bregenz reisen, um die Durchführung 

des Amtstages zu ermöglichen" Müßte dieser Vorgang wegen der 

Behandlung nur einiger'Neniger·· fu"1. träge geschehen, wäre dies 

.. zweifellos ausgesprochen unwirtschaftlich 0 Ein längeres Zu-
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, warten ll nämlich bis genügend Befreiungsanträge vorliegen, 

würde aber in der Regel zu einer Erledigw.1.gsversäumnis ge­

führt haben Q Daher erschien es z'.'veckmäßiger, die in Vorarl­

berg wohnhaften Antragsteller, die zum Teil,nämlich sofern 

, sie im östlichen Tedl dieses Bundeslandes ihren TNohnsi tz 

haben, nach Innsbruck kaum weiter zu fahren haben als nach 

Bregenz, nach der ersteren Landeshauptstadt kom..1!1en zu las­

sen, ,zumal auch die in Niederästerreich u,'1.d dem Burgenland 

wohnhaften A:r:ttragsteller nach VIi en fahren mUssen e 

' .. 

Aber auch ein anderer sehr wesentlicher Faktor war fUr die 

Unterlassung der Anberaumung von Amtstagen in Bregenz maß- . 

geblichoEin erkennender Senat besteht aus sechs Mitgliedern., 

yondenen vier ihre Tätigkeit ehrenamtlich ausüben müssen. 

Es ist n1,'11 ungeheuer schvrierig, einen Termin festsetzen zu 

können, an dem alle Senatsmitglied8r tatsächlich Zeit haben 

und von ih...'1.en auch erwartet werden kann, daß sie an den Ver­

handlu..'l1gsort kommen 0 Je mehr Vet'handlu.."igstage stattfinden 

müssen p 1J1I1S0 schwieriger wird es, solche Termine zu finden .. 

Es ist 'schon wiederholt vorgekommen, daß trotz entsprechen­

der Zusagen einzelne Senatsmi tglieder zum Termin entweder 

überhaupt nicht erschienen .sindoder erst so kurz vor dem­

selben ihre Verhinderung mi tgeteil t haben, daß es einfach 

unmöglich war, ein Ersatzmi tgli~ed. einzusetzen. Wäre die 

Zivildienstkomrnission gezwungen ll Amts tage' in allen Bundes-, 

"ländern p also auch in Niederösterreich und dem BurgenlB.l1.d ab­

zuhalten, würde es unmöglich seinjl die Entscheidungsfrist v'on 

drei monaten auch nur einigermaßen einzuhalten und Überschrei­

tungen von einigen Monaten unumgänGlich werden .. Daß die ?ol­

gen eines, solchen Umstandes für die Antragsteller, die da'l1....'1 

lange Zeit hindurch nicht wüßten p ob sie Wehr- oder Zivil­

dienst zu leisten ha.ben werden, sehr ungünstig wären, braucht 

" keiner näheren Erläuterl.t..'1g 0 

Trotz aller dieser Umstände wird versucht werden, ab März 

1977 p soweit als irgendwie tunlieh, regelmäßig auch in 

Bregenz Amtstage abzuhalten"V? 
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b) Di eAbhalt1.mg ','on Amtstagen in den Landeshau:9tstädten, also 

auch in der Landeshauptstadt Bregenz ist durch § 3 der von 

der Bundesregi erung erlassenen Geschäftsordnu.ng der Zi vil­

dienstkommission beim Bundesministerium für Inneres~ BGBI. 
Nro 705/1974, sichergestell t,; Eine Einflußnahme auf die 

Abhaltung von Sitzungen bZ'N .. nichtöffentlichen Verha11.dl11n­

gen der Senate der Zivildienstkormnission ist mir nicht mög­
lich ll' weil die mitglieder der Zivildienstkornmission gemäß 

§ 46Zivildienstgesetz in Verbindung mit Art _ 20 B-VG in 

Ausübu..n.g ihres Amtes an keine ?leisungen gebunden sind tL."ld 

die Bescheide der Zivildienstko1Th"!lission bzwo deren Senate 

gemäß § 53 Zivildienstges_etz in Verbindung mi t Art 0 133 
Z 4 B-VG weder der Aufhebung noch der Abc •. nderung im Ver­

waltungsweg unterliegen und diess Kommission in oberster 

Instanz entscheideto 

B) Zu Punkt 3~) der Anfrage~ 

a) Wie aus derooa 0 Stellungnahme des Vorsitzenden der Zi vil­

dienstkonunission "lom 701201976 Z~A ersehen ist, wird ver­

sucht werden, ab März 1977 so weit als irgendwie tunlich, 

regelmäßig auch in Bregenz ,Amts tage abzuhalten" 

b) In § 25 des Entwurfes der Wehrgesetz-Novelle 1976 ist vor­

gesehen, daß Stellungspflichtiß8 und Personen p die sich 

freiwillig einer Stellu...'1.g unterziehen~ für die Dauer der 

Stellung P~spruch auf 

.... :'. 

aa) Unterlnmft und Verpflegung gleich Ttlehrpflichtigen, die 

Präsenzdienst leisten und 

bb) Vergütung der not\"{endigen Fahrtkosten i die ihnen für 

die Hin-l).nd Rückreise auf der Strecke zwischen ihrer 

Wohnung oder Arbei ts·stelle im Inland, sofern aber die­

se· im Ausland gelegen ist~ zwischen der Staatsgrenze 

und dem Sitz der zuständigen Stellungskommission er~ 

wachsen, 

haben 0 
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Im Zuge der nach § 76 Zivildienstgesetz innerhalb von 4 Jah­

ren nacb Inkrafttreten desselben (10101975) von der Bundes­

regierung zu erstattenden Vorschläge betreffend eine ;fude­

rung des Zivildienstgesetzes wird zu prüfen sein, ob e~:ne 

solche VergU ... "l1.stigOng auch Zivildienstwerbern zulcommen soll. 

Den Zivildienstwerbern können derzeit Kosten der oben ange­

führten Art nicht ersetzt werden~ weil gemäß§ 53 Abs. 1 

Zivildienstgesetz auf das Verfahren vor der Zivildienstkom­

mission dasAV'J 1950~ BGBloNro 172/1950~ Anwendung fi~o.et. 

Nach § 74 Abs 0 1 AVG habe.."1 die Beteiligten p zu denen 2.uch 

die Zivildienstwerber zählen i die ihnen im Venvaltungsver­

fahren envachsenen Kosten selbst zu bestreiten 0 
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